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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 19. Juii 1976 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschiand 
und der Regierung der Volksrepubiik Polen 

über die steueriiche Behandlung des internationalen Straßenverkehrs 


A. Zielsetzung 

Die im internationalen deutsch-polnischen Straßenverkehr ver- 
wendeten Fahrzeuge unterliegen jeweils sowohl im Aufenthalts- 
staat als auch im Zulassungsstaat der Kraftfahrzeugsteuer bzw. 
der Beförderungsgebühr. Durch das Abkommen soll ebenso wie 
im Verhältnis zu anderen Nachbarstaaten diese Doppelbesteue- 
rung beseitigt werden. 

B. Lösung 

Im Abkommen verpflichten sich die Vertragsparteien gegensei- 
tig, bei vorübergehendem Aufenthalt von Kraftfahrzeugen und 
Kraftfahrzeuganhängern, die im Gebiet der anderen Vertrags- 
partei zugelassen sind, in ihrem Gebiet auf die Erhebung der 
Kraftfahrzeugsteuer bzw. Beförderungsgebühr zu verzichten. 

C. Alternative 

keine 

D. Kosten 

Die Kraftfahrzeugsteuer-Einnahmen der Länder werden jährlich 
um rd. 350 000 DM gemindert. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
14 (44) — 522 16 — Kr 16/78 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 19. Juli 1976 zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung 
der Volksrepublik Polen über die steuerliche Behandlung des inter- 
nationalen Straßenverkehrs mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu- 
führen. 

Der Wortlaut des Abkommens in deutscher und polnischer Sprache 
sowie eine Denkschrift zum Abkommen sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 454. Sitzung am 17. Februar 1978 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Bonn, den 20. Februar 1978 


Schmidt 
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 19. Juli 1976 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschiand 
und der Regierung der Volksrepublik Poien 

über die steuerliche Behandlung des internationalen Straßenverkehrs 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Warschau am 19. Juli 1976 Unterzeichne- 
ten Abkommen zwischen der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Regierung der 
Volksrepublik Polen über die steuerliche Behand- 
lung des internationalen Straßenverkehrs wird zu- 
gestimmt. Das Abkommen wird nachstehend ver- 
öffentlicht. 

Artikel 2 

Der Bundesminister der Finanzen kann zur Her- 
stellung der Gegenseitigkeit oder zur Vermeidung 
des Mißbrauchs durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates anordnen, daß die Be- 
freiung nach Artikel 2 Abs. 1 in Verbindung mit 
Absatz 2 des Abkommens nicht für die im Gebiet 
der Volksrepublik Polen zugelassenen Anhänger 


Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. Die 
Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 106 Abs. 2 des 
Grundgesetzes erforderlich, weil sich die in Arti- 
kel 2 des Abkommens vorgesehene Steuerbefreiung 
auf die Kraftfahrzeugsteuer erstreckt. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel soll ermöglichen, daß bei einer Ein- 
schränkung der Steuerbefreiung durch die Volks- 
republik Polen gemäß Artikel 2 Abs. 3 des Abkom- 
mens die Gegenseitigkeit hergestellt werden kann 
oder daß insoweit ein Mißbrauch unterbunden wer- 
den kann. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen soll auf das Land Berlin Anwendung 
finden; das Gesetz enthält deshalb die übliche 
Berlin-Klausel. 


— einschließlich Sattelanhänger — zu gewähren ist, 
wenn diese Anhänger — einschließlich Sattelanhän- 
ger — hinter Fahrzeugen mitgeführt werden, die in 
einem dritten Staat zugelassen sind. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 5 Abs. 1 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Zu Artikel 4 

Die Vorschrift des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 5 Abs. 1 in Kraft 
tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Für die Länder werden durch den Ausfall von Kraft- 
fahrzeugsteuer im grenzüberschreitenden Verkehr 
— ohne Berücksichtigung der ab 1. Oktober 1976 
durch die Verordnung zur Änderung der Kraftfahr- 
zeugsteuer-Durchführungsverordnung vom 20. Au- 
gust 1976 (BGBL I S. 2389) eingeführten Besteuerung 
von ausländischen Fahrzeugen, die über die DDR in 
das Bundesgebiet einfahren — jährliche Kosten in 
Höhe von etwa 350 000 DM entstehen. Bund und 
Gemeinden werden nicht mit Kosten belastet. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Volksrepublik Polen 
über die steuerliche Behandlung 
des internationalen Straßenverkehrs 

Umowa 

mi^dzy Rzqdem Republik! Federalnej Niemiec 
a Rz^dem Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej 
w sprawie opodatkowania 
miqdzynarodowych przewozow drogowych 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Volksrepublik Polen 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, den Straßenverkehr 
zwischen den beiden Staaten und den Durchgangsverkehr 
durch ihre Gebiete zu erleichtern, 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Abkommens bedeutet der 
Begriff „Fahrzeug" jedes Straßenfahrzeug mit mechani- 
schem Antrieb sowie jeden Anhänger (einschließlich Sat- 
telanhänger), der an ein solches Fahrzeug angekoppelt 
werden kann, gleichgültig, ob er mit dem Fahrzeug oder 
getrennt eingeführt wird. 

Artikel 2 

(!) Fahrzeuge, die im Gebiet einer Vertragspartei zuge- 
lassen sind und zum vorübergehenden Aufenthalt in das 
Gebiet der anderen Vertragspartei eingeführt werden, 
sind 

im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 

von der Kraftfahrzeugsteuer 

und 

im Gebiet der Volksrepublik Polen 
von der Beförderungsgebühr 
befreit. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Fahrzeuge, die im Gebiet 
einer Vertragspartei von der Zulassungspflicht befreit 
sind. 

(3) Jede Vertragspartei hat das Recht, die im Gebiet 
der anderen Vertragspartei zugelassenen Anhänger (ein- 
schließlich Sattelanhänger) von der Befreiung nach 
Absatz 1 auszuschließen, wenn diese Anhänger (ein- 
schließlich Sattelanhänger) hinter Fahrzeugen mitgeführt 
werden, die in einem dritten Staat zugelassen sind, 

Artikel 3 

(1) Die Befreiungen nach Artikel 2 werden bei Fahrzeu- 
gen, die für die Beförderung von Gütern bestimmt sind, 
nur gewährt, wenn der einzelne Aufenthalt im Gebiet der 
anderen Vertragspartei vierzehn aufeinanderfolgende 
Tage nicht überschreitet. Bei Berechnung der Aufent- 
haltsdauer sind der Einreisetag und der Ausreisetag 
jeweils als voller Tag zu rechnen. 


Rzad Republik! Federalnej Niemiec 

Rz^d Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej 

KIERUJi\C SI^ PRAGNIENIEM ulatwienia przewozow 
drogowydi pomi^dzy obydwoma pahstwami i w tranzycie 
przez ich terytoria, 

uzgodnily co nast^puje: 

Artykul 1 

Dia celöw niniejszej Umowy okreslenie „pojazd" 
oznacza kazdy pojazd drogowy z nap^dem mechanicznym 
oraz kazd^ przyczep^ (röwniez naczepq), ktöra moze byc 
sprzQgnieta z takim pojazdem, niezaleznie od tego czy 
zostaje ona wwieziona z pojazdem lub oddzielnie. 


Artykul 2 

(1) Pojazdy zarejestrowane na terytorium jednej Uma- 
wiaj^cej siq Strony i czasowo wwiezione na terytorium 
drugiej Umawiajacej si^ Strony s^ zwolnione: 

— na terytorium Republik! Federalnej Niemiec 
od podatku od pojazdöw mechanicznych, 

— na terytorium Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej 
od optaty od przewozu. 

(2) Postanowienia ust^pu 1 stosuje siq röwniez do 
pojazdöw zwolnionych na terytorium jednej Umawiaja- 
cej sie Strony od obowi^zku rejestracji. 

(3) Kazda Umawiaj^ca sit^ Strona ma prawo nie zasto- 
sowac zwolnienia, o ktörym mowa w ustqpie 1, do 
przyczep (röwniez naczep) zarejestrowanych na teryto- 
rium drugiej Umawiajacej siq Strony, jezeli te przyczepy 
(röwniez naczepy) ci^gnione s^ przez pojazdy zarejestro- 
wane w trzecim panstwie. 

Artykul 3 

(1) Zwolnienia, o ktörych mowa w artykule 2, b^da 
udzielane dla pojazdöw przeznaczonydi do przewozu 
ladunköw tylko wtedy, jezeli ich kazdorazowy pobyt na 
terytorium drugiej Umawiajacej si^ Strony nie przekracza 
cztemastu kolejnych dni. Przy obliczaniu okresu pobytu, 
dzieh wjazdu oraz dzieh wyjazdu licz^ si^ jako pelne dni. 
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(2) Die zuständigen Behörden der Vertragsparteien 
dürfen von der in Absatz 1 bestimmten Frist Ausnahmen 
zuiassen, insbesondere wenn die Fahrzeuge betriebsunfä- 
hig werden oder für Messen, Ausstellungen oder ähnliche 
Veranstaltungen — audi auf sportlichem und kulturel- 
lem Gebiet — verwendet werden. 

Artikel 4 

Entsprechend dem Vier-Mädite-Abkommen vom 3. Sep- 
tember 1971 wird dieses Abkommen in Übereinstimmung 
mit den festgelegten Verfahren auf Berlin (West) ausge- 
dehnt. 

Artikel 5 

(1) Die Vertragsparteien notifizieren einander, sobald 
die nach ihrem Recht erforderlichen Voraussetzungen für 
das Inkrafttreten dieses Abkommens erfüllt sind. Das 
Abkommen tritt einen Monat nach dem Austausch der 
Notifikationen in Kraft. 

(2) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit 
geschlossen. Es kann von jeder Vertragspartei mit einer 
Frist von drei Monaten zum Ende des Kalenderjahres 
schriftlich gekündigt werden; in diesem Falle tritt es mit 
Ablauf dieses Jahres außer Kraft. 


GESCHEHEN zu Warschau am 19. Juli 1976 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und polnischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


(2) Wiasciwe wiadze Umawiajgcych siQ Stron mog^ 
dopuscic wyj^tki od okresu ustalonego w ust^pie 1, 
szczegolnie w przypadkach awarii pojazdöw albo prze- 
znaczenia ich na targi, wystawy lub podobne imprezy, 
takze o rharakterze kultuialnym i sportowym. 


Artykul 4 

Stosownie do Czterostronnego Porozumienia z dnia 3 
wrzesnia 1971 r., niniejsza Umowa b^dzie si^ rozciqgac, 
zgodnie z ustalonymi procedurami, na Berlin (Zachodni). 

Artykul 5 

(1) Umawiaj^ce sig Strony notyfikuj^ sobie wzajemnie 
spelnienie wymogöw, niezbgdnych zgodnie z ich prawem, 
dia wejscia w zycie niniejszej Umowy. Umowa wchodzi 
w zycie po uplywie jednego miesi^ca od dnia wymiany 
dokumentöw notyfikacyjnych. 

(2) Niniejsza Umowa zawarta jest na czas nieokreslony. 
Moze byc ona wypowiedziana pisemnie przez kazd^ z 
Umawiaj^cych sig Stron, nie pözniej jednak niz na trzy 
miesi^ce przed uplywein roku kalendarzowego; w takim 
przypadku utraci moc z koncem tego roku. 


SPORZ^DZONO w Warszawie, dnia 19 lipca 1976 
roku w dwöch egzemplarzach, kazdy w j^zykach nie- 
miechim i polskim, przy czym obydwa teksty posiadajq 
jednakow^ moc. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Z upowaznienia Rz^du Republik! Federalnej Niemiec 
Hans Hellmuth R u e t e 

Für die Regierung der Volksrepublik Polen 
Z upowaznienia Rzgdu Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej 
Tadeusz B e j m 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 

Das vorliegende Abkommen sieht vor, daß bei 
vorübergehendem Aufenthalt von Straßenfahrzeu- 
gen aus dem Gebiet der einen Vertragspartei im 
Gebiet der anderen Vertragspartei von deutscher 
Seite auf die Erhebung der Kraftfahrzeugsteuer und 
von polnischer Seite auf die Erhebung der Beförde- 
rungsgebühr verzichtet wird. Dadurch soll für die 
im internationalen deutsch-polnischen Straßenver- 
kehr verwendeten deutschen und polnischen Fahr- 
zeuge die bisherige doppelte Besteuerung im Auf- 
enthaltsstaat neben der Besteuerung im Heimat- 
staat beseitigt werden. Daneben trägt das Abkom- 
men ebenso wie die bereits bestehenden Abkommen 
mit der Schweiz, mit Luxemburg, mit den Nieder- 
landen, mit Dänemark, mit Liechtenstein, mit Bel- 
gien, mit Frankreich, mit Österreich, mit Großbri- 
tannien und mit Rumänien (RStBl. 1929 S. 207/1930 
S. 563, 1930 S. 454, 1931 S. 562 und 1934 S. 288 
sowie BGBl. 1966 II S. 1508, 1970 II S. 1317, 1970 II 
S. 1320, 1973 II S. 340 und 1975 II S. 453) der Not- 
wendigkeit Rechnung, den ständig weiter anwach- 
senden Verkehrsfluß über die Grenzen zu erleich- 
tern. 

II. Besonderes 

Zu Artikel 1 

ln diesem Artikel wird bestimmt, daß Fahrzeuge im 
Sinne des Abkommens sowohl Straßenfahrzeuge 
mit mechanischem Antrieb als auch Anhänger (ein- 
schließlich Sattelanhänger) sind, die hinter solchen 
Fahrzeugen mitgeführt werden können. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel sieht in der Bundesrepublik Deutsch- 
land eine Befreiung von der Kraftfahrzeugsteuer 
vor und in der Volksrepublik Polen eine Befreiung 
von der Beförderungsgebühr. Die Befreiungen er- 
strecken sich wechselseitig auf die im Gebiet der 
anderen Vertragspartei zugelassenen Fahrzeuge, 


denen Fahrzeuge gleichgestellt sind, die dort unter 
Befreiung von der Zulassungspflicht geführt werden 
dürfen. Die Steuerbefreiungen gelten nur für den 
vorübergehenden Aufenthalt im Gebiet der anderen 
Vertragspartei. Hierunter ist entsprechend den Ar- 
tikeln 2 und 3 des Abkommens vom 18. Mai 1956 
über die Besteuerung von Straßenfahrzeugen zum 
privaten Gebrauch im internationalen Verkehr 
(BGBl. 1960 II S. 2397) der Zeitraum zu verstehen, 
in dem nach den geltenden Zollvorschriften die 
Voraussetzungen für die vorübergehende eingangs- 
abgabenfreie Einfuhr in das Zollgebiet der Vertrags- 
partei erfüllt sind. 

Wird ein im Gebiet einer Vertragspartei zugelasse- 
ner Anhänger (einschließlich Sattelanhänger) hinter 
einem Fahrzeug mitgeführt, das in einem dritten 
Staat zugelassen ist, so braucht die andere Ver- 
tragspartei bei vorübergehendem Aufenthalt dieses 
Anhängers (einschließlich Sattelanhängers) in ihrem 
Gebiet die Steuerbefreiung nicht zu gewähren. 

Zu Artikel 3 

Durch diesen Artikel wird die Steuerbefreiung bei 
Fahrzeugen des Güterkraftverkehrs auf einen jewei- 
ligen Aufenthalt bis zu vierzehn aufeinanderfolgen- 
den Tagen befristet. Die Befristung entspricht der 
Regelung in den in Abschnitt I genannten Abkom- 
men mit anderen Staaten und trägt den Verhältnis- 
sen im internationalen Straßengüterverkehr aus- 
reichend Rechnung. Die Behörden der Vertrags- 
parteien können in bestimmten Fällen Ausnahmen 
von der Befristung zulassen. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

In Absatz 1 dieses Artikels ist das Inkrafttreten 
des Abkommens geregelt. Absatz 2 enthält Bestim- 
mungen über die Geltungsdauer und über eine et- 
waige Kündigung des Abkommens. 
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